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QUELLE: BUNDESAMT FÜR STATISTIK NZZ-INFOGRAFIK / efl.

Die FDP fusionierte 2009 mit der LPS, die Anteile ab 2009 werden kumuliert. Die GLP entstand aus einer Abspaltung von der GP Zürich.
Die BDP entstand 2008 aus einer Abspaltung von der SVP in Graubünden, Bern und Glarus.

FDP LPSCVP SP SVP Grüne BDPGLP Andere

Parteistärken in den Kantonsparlamenten
Gewichtung nach der Bevölkerungszahl der Kantone, in Prozent
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BDP – nur gekommen, um zu regieren?
Die Bürgerlich-Demokratische Partei ringt um Themen und Etablierung

Fünf Jahre nach der Gründung
ist nicht restlos klar, wo sich die
BDP einordnet. Zunächst wurde
sie als die «anständige SVP»
bezeichnet. Unterdessen hat sich
die Partei weit von Positionen
der SVP entfernt. Sie erinnert an
die früheren Demokraten.

Michael Schoenenberger

Was andere erdauern müssen oder nie
erhalten, das hatte die Bürgerlich-De-
mokratische Partei schon ganz am An-
fang: Einsitz im Bundesrat. Die Regie-
rungsbeteiligung ist Stärke und Achil-
lesferse der BDP zugleich. Sie garan-
tiert Publicity, Einfluss und Teilhabe an
der Macht, führt die Kleinpartei aber
auch in eine gefährliche Abhängigkeit
von ihrem Exekutivmandat – zumal die
BDP erst aus der Regierungsbeteiligung
heraus geboren wurde. So wird die wei-
tere Geschichte zeigen, ob der markige
Parteislogan «gekommen, um zu blei-
ben» nicht treffender «gekommen, um
zu regieren» zu lauten hätte.

Als die BDP vor fünf Jahren in Gla-
rus aus der Taufe gehoben wurde, rech-
nete kaum jemand mit dem ansehn-
lichen Erfolg bei den nationalen Wah-
len 2011. Auf gute 5,4 Prozent kletterte
der Wähleranteil. Was noch immer be-
scheiden im Vergleich zu Mitstreitern
war und nicht zur Regierungsbeteili-
gung legitimierte, fand in der analyti-
schen Hast schon am Wahltag den ge-
eigneten Stempel: Der Rede vom
«Wahlsieger» war geboren. In der Folge
traten die BDP-Politiker, besonders der
seit Mai 2012 amtierende Parteipräsi-
dent Martin Landolt, denn auch als
selbstsichere Siegertypen auf.

Profil noch mangelhaft
Das Parteiprogramm lag zwar bereits
am Gründungstag 2008 vor, trotzdem
war die BDP jene Partei, die von den
Wählerinnen und Wählern gemäss der
Selects-Wahlumfrage von 2011 mit kei-
nem Thema richtig identifiziert wurde.
Es war seither das sichtbare Bemühen
der Parteispitze, an Profil zu gewinnen
und die grosse Abhängigkeit von der
eigenen Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf zu reduzieren. In enger Ab-
sprache mit der BDP-Finanzministerin
steckte der Parteipräsident in der Fi-
nanz- und Steuerpolitik für eine bürger-
liche Partei ungewohnte Positionen ab.

Landolt provozierte mit Kurswech-
seln bei Bankkundengeheimnis, Privat-
sphäre und automatischem Informa-
tionsaustausch. So kam die BDP einer-
seits der Linken entgegen, auf deren

Stimmen Widmer-Schlumpf auf Gedeih
und Verderben angewiesen ist. Ander-
seits entdeckte die BDP offenbar – be-
denkt man die positive Entwicklung in
den kantonalen Wahlen – eine «bürger-
liche Marktlücke». Sie spricht «Ci-
toyens» an, die eher dem Etatismus zu-
neigen und keine Berührungsängste mit
dem Steuerstaat kennen.

Eine weitere inhaltliche Profilierung
ist in der Energiepolitik gelungen, auch
dank der CVP. Hier trägt die BDP den
Atomausstieg einmütig mit, obwohl in
ihren eigenen Reihen prominente frü-
here AKW-Befürworter sitzen. In bei-
den Bereichen haben die ehemaligen
SVP-Politiker seit ihrem Rauswurf aus
der SVP einen weiten Weg vom rechten
Rand zur Mitte und darüber hinaus zu-
rückgelegt. In der Summe politisiert die
BDP-Bundeshausfraktion in der Mitte,
wobei sie – wie die CVP – einmal mit
links, einmal mit rechts Koalitionen ein-
geht. Über die beiden erwähnten Berei-
che hinaus schaffte es die BDP in der
ersten Hälfte der Legislatur indes nicht,
ihr Profil zu schärfen.

Angriff auf FDP-Liberale
Jenes Thema, das die zweite Hälfte der
Legislatur, spätestens aber das Wahl-
jahr prägen wird, hat Landolt eigennüt-
zig bereits angerissen: Die Vertretung
der Parteien in der Landesregierung.
Der offenbar gern provozierende Par-
teipräsident dachte schon Mitte des lau-
fenden Jahres, nicht zum ersten Mal,
diesmal aber laut, über eine neue Kon-
kordanz nach. SVP und FDP-Liberale
sollten zusammen zwar weiter drei Sitze
halten, aber der zweite Sitz gehöre der
SVP, nicht der FDP, meinte er. Ginge
man von zwei Sitzen aus, die der Linken
zustünden, würden die übrigen zwei
Sitze an die Mitteparteien gehen.

Während Freisinnige in Landolt so-
fort den «Totengräber der Konkordanz»
erblickten, wurde diesem von der SP
sekundiert, diemeinte, es sei legitim, die
Doppelvertretung der FDP zu themati-
sieren. CVP-Chef Christophe Darbellay
gab zu Protokoll, man wolle eine Bun-
desrätin, die gute Arbeit leiste, nicht ab-
wählen. Blieben die Mehrheitsverhält-
nisse gleich, wäre demnach die Wieder-
wahl Widmer-Schlumpfs gesichert. Der
verfrühte Angriff passt in eine offen-
sichtlich abgesprochene Strategie.

Während dasGeschirr zwischen FDP
und BDP zerschlagen ist, ist die schon
lange debattierte Kooperation mit der
CVP zwar mittlerweile vertieft worden,
materiell aber noch nicht entscheidend
weitergekommen. Immerhin zeigte die
CVP bei den Beratungen zur «Lex
USA», dass sie es mit der Unterstützung
der BDP-Bundesrätin ernst nimmt.

Dies war ein erster, wichtiger Prüfstein
dieser Legislatur, der den Grad der An-
näherung beider Parteien gezeigt hat.

Lebendiges Genmaterial
Nebst dem Wirken von Bundeshaus-
fraktion und Parteispitze haben die
BDP-Leute Fleissarbeit in den Kanto-
nen geleistet. Es gibt mittlerweile 17
Kantonalsektionen, die BDP zählt 7000
Mitglieder. Allerdings präsentiert sich
die Lage in den Kantonen unterschied-
lich. Die Westschweiz entpuppt sich als
sehr hartes Pflaster: Die BDP hat dort,
zutreffend sicherlich, ein alemannisches
und reformiert-ländliches Image. In der
Waadt, in Neuenburg und inGenf bleibt
die BDP praktisch inexistent, ebenso im
katholischen Wallis. In Freiburg resul-
tierten zwei Sitze im kantonalen Parla-
ment, ebenso viele gab es in den Kanto-
nen St. Gallen und Solothurn. Besser
schnitt die BDP in den Kantonen Thur-
gau und Aargau ab, wo es traditionell
eine gemässigte bäuerliche und gewerb-
liche Wählerschaft gibt.

Die Positionierung der BDP in Sach-
fragen, ihre im Vergleich zu SVP oder
FDP kleineren Berührungsängste mit
der Linken und ihre Situierung in den
Kantonen zeigt, wie lebendig das Gen-
material der früheren Demokraten ist,
deren Glarner und Bündner Teil 1971
mit der Bauern-, Gewerbe- und Bürger-
partei (BGB) zur SVP fusioniert haben.
Schon früher sahen sich die Demokra-
ten als Brückenbauer zwischen der Lin-
ken und anderen bürgerlichen Kreisen.
Was als Abspaltung von der SVP be-
gann, nimmt nun immer stärker Refe-
renz an der Politik früherer Tage.

Grünliberale – der Name ist Programm genug
Wie sich die GLP in der Tagespolitik zwischen grün und liberal durchwurstelt

Sind die Grünliberalen nun
eigentlich Freisinnige im grünen
Mäntelchen oder eher Grüne
ohne Gewerkschaftsausweis?
Vielleicht ist die GLP gerade
deshalb erfolgreich, weil alles
noch offen und möglich ist.

Martin Senti

Es ist zweifellos Kalkül der Parteispitze,
dass die Grünliberalen auch im siebten
Jahr ihres Bestehens noch immer über
kein Programm verfügen. Müssten sie
eines schreiben, gäbe es wohl beim
einen oder anderen Punkt Reibereien,
bei der Sicherheit, in der Asylpolitik
oder zu Europa. Lieber also gleitet der
Parteichef Martin Bäumle selektiv über
die politische Agenda und steckt hier
und dort tagespolitische Positionsbe-
züge der GLP im Alleingang ab. Die
kargen Leitlinien der Landespartei von
2007 stammen ebenfalls aus Bäumles
Feder; sie wurden von seiner Zürcher
Gründersektion übernommen und gel-
ten bis heute per Vorstandsbeschluss.

Doppelt kalibriert
Nun hat Bäumle vergangene Woche
eine «inhaltliche Verdichtung» in diver-
sen Politikbereichen angekündigt. Man
darf gespannt sein, wie dicht das tat-
sächlich werden soll. Denn trotz aller
Vagheit gerät der zugleich auf «grün»
und «liberal» kalibrierte GLP-Kompass
jetzt schon leicht ins Trudeln, sobald es
konkret wird. Das hat sich etwa beim
Thema Raumplanung bzw. Zersiede-

lung gezeigt: Während die Parteileitung
im Auftrag der bürgerlichen Parteien
die liberale Nein-Kampagne gegen die
Zweitwohnungsinitiative zu verantwor-
ten hatte, schlossen sich diverse GLP-
Kantonalparteien ungeniert den rot-
grünen Befürwortern an. «Grün» und
«liberal» treten häufig in Widerspruch,
weil umweltpolitisch motivierte Ver-
bote, Steuern, Abgaben und «Nudges»
eben doch immer ein Weniger an indi-
vidueller Wahlfreiheit bezwecken. Das
ist Bäumle bewusst, und er hat für
seine Partei festgelegt, dass imZweifels-
fall «grün» vor «liberal» gehe. Dass er
sich selber nicht konsequent danach
richte, das kritisiert vorab die rot-grüne
Konkurrenz.

Quantitative Analysen verorten die
GLP-Bundeshausfraktion ziemlich ge-
nau in der Mitte zwischen den Grünen
und den FDP-Liberalen. Sie stimmt
etwa gleich häufig in Allianz mit der
GPS gegen die FDP wie umgekehrt im
Schulterschluss mit der FDP gegen die
Grünen. Bäumles Truppe markiert hin
und wieder auch bewusst eine gewisse
Distanz zu den anderen Mitteparteien,
gerade in der Wirtschafts-, Finanz- und
Sozialpolitik oder bei Migrationsfragen.
2007 und 2011 war die GLP zwar Mit-
glied der CVP-Fraktion, sie erhielt da-
durch gewichtigere Kommissionssitze
und mehr Redezeit. Als die GLP dann
aber 2011 Fraktionsstärke erlangte, hat
sie sich umgehend von der CVP verab-
schiedet. Die CVP-Spitze nehme ihnen
das bis heute übel, berichten Grünlibe-
rale der ersten Stunde. Und während
sich die CVP nun also leicht düpiert der
BDP zugewendet hat, politisieren die
einstigen Grünen Bäumle und Verena
Diener inzwischen schon in ihrer dritten
Bundeshausfraktion.

Ideologisch unbeschwert
Es sind indes nicht nur parteitaktische
Spiele, welche die Differenzen inner-
halb der sogenannt «neuen Mitte» aus-
machen. Hinsichtlich ihres Wählerpo-
tenzials ist die GLP als Abspaltung von
den Grünen städtisch orientiert, wäh-
rend die BDP als Abspaltung von der
SVP stärker im ländlichen Raum ver-
ankert ist. GLP-Wähler stehen zudem
vielfach links: 2011 hat sich gemäss der
Selects-Wahlumfrage bloss einer von
zehn BDP-Wählern als eher links der
Mitte eingestuft, das tat indes fast jeder
zweite GLP-Wähler. Solch unterschied-
liche Affinitäten lassen sich auch aus
Panaschierstatistiken ablesen.

Von ideologischer Unbeschwertheit
zeugen ferner die vielfältigen Wahl-
bündnisse, welche die GLP eingeht – da
wird strikt mathematisch sondiert, nicht
inhaltlich. Der Erfolg gibt der jungen

Partei recht: Bei der Gründung der Lan-
despartei 2007 gab es neben der Zür-
cher GLP erst gerade eine St. Galler
Sektion. Inzwischen sind es 18 Kanto-
nalparteien; auf eidgenössischer Ebene
hat sich die GLP zur Fünf-Prozent-Par-
tei gemausert, mit zwölf Nationalrats-
sitzen und je einem Ständeratssitz in
Zürich und in Uri (wo übrigens noch
keine kantonale Sektion besteht).

Das macht die GLP zwar noch nicht
zur bedeutenden Kraft. Als Zünglein an
der Waage ist ihr Einfluss aber spürbar,
und bei Wahlen ist sie längst ein Ärger-
nis für die darbende Konkurrenz. Zu-
nächst bedrängte die GLP in Zürich die
SP, mittlerweile grast sie längst auch im
freisinnigen und im grünen Gärtchen.

Die Grünliberalen vermögen also –
und das macht sie besonders – über den
Links-Rechts-Graben hinaus zu mobili-
sieren; man fühlt sich an den einstigen
LdU erinnert. Und so gehört denn die
GLP bei Halbzeit der Legislatur neben
der BDP zu den Gewinnern der kanto-
nalen Parlamentswahlen. Sie hat in Frei-
burg, Solothurn, Baselland, St. Gallen,
im Aargau und im Thurgau zulegen
können. Darüber hinaus vermochte sie
sich in der Westschweiz zu etablieren,
dies mit teilweise namhaften Sitzgewin-
nen in der Waadt und in Neuenburg;
nicht gereicht hat es in Genf. Auch in
Basel-Stadt kam die GLP nicht voran.

Kleinpartei im Aufbau
Organisatorisch stecken die Grünlibe-
ralen noch in den Kinderschuhen. Erst
in diesem Sommer hat die Partei Räum-
lichkeiten für ein eigentliches Partei-
sekretariat bezogen – an der Berner
Laupenstrasse, unweit von Bahnhof und
Bundeshaus. Zuvor hatte man Zimmer
im Parlamentsgebäude genutzt, das Se-
kretariat wurde per Home-Office be-
dient. Trotz Ausbau von Fraktion und
Backoffice dreht sich personell nach wie
vor fast alles um Parteigründer Bäumle.

Unter den frischgebackenen grün-
liberalen Politikern finden sich viele
Quereinsteiger, häufig Akademiker mit
naturwissenschaftlichem Hintergrund
und ohne spürbares politisches Talent.
Sie diskutieren lieber über Klima und
Solartechnik als über politische Strate-
gien und taktische Bündnisse. Solches
überlässt man dem umtriebigen und
machtbewussten Bäumle. Trotz demEr-
folg in Parlamentswahlen fehlt es der
GLP denn bis jetzt noch weitgehend an
geeignetem Personal, um ernsthaft bei
kantonalen Exekutivwahlen mitzumi-
schen. Nicht Köpfe und Programme
haben den Erfolg der GLP ausgemacht,
sondern die trendige Etikette. Ihr Par-
teiname ist den Grünliberalen vorder-
hand Programm genug.
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WAS DIE «NEUE MITTE» IST UND WAS SIE WILL – SECHS FRAGEN AN BDP-PRÄSIDENT MARTIN LANDOLT UND GLP-PRÄSIDENT MARTIN BÄUMLE

Ihre Partei wird der «neuen Mitte» zuge-
ordnet. Was ist neu an dieser Mitte?

Landolt: Wir haben pri-
mär die Mitte gestärkt,
nicht nur einfach erneu-
ert. Neu ist, dass mit uns
die Mitte auch für eine
progressive junge Ge-
neration wieder attrak-
tiv geworden ist.

Bäumle: Neu ist, dass wir
sachbezogen und unver-
krampft auch mit ande-
ren Parteien Lösungen
erarbeiten, diese dann
mehrheitsfähig machen
und auch umsetzen.

Welche andere Partei steht Ihrer Partei
politisch am nächsten und warum?

Landolt: Laut Abstimmungsauswertun-
gen haben wir mit der CVP die höchste
Übereinstimmung. Nicht zufällig haben
wir mit ihr ja inzwischen auch eine
Kooperation auf nationaler Ebene insti-
tutionalisiert.

Bäumle: Das kommt auf das Thema an:
In der Wirtschafts- und Finanzpolitik
stehen uns wohl FDP, BDP und SVP am
nächsten, in der Umweltpolitik GPS
und SP und in gesellschaftsliberalen
Fragen SP, GPS und FDP.

Welche andere Partei ist am weitesten
entfernt von Ihrer Partei und warum?

Landolt: Die BDP politisiert nach wie
vor rechts der Mitte; und für eine bür-
gerliche Partei wie die BDP ist die Linke
naturgemäss am weitesten entfernt.

Bäumle: Die konservative, ausländer-
feindliche und manchmal fast nationa-
listische Haltung der SVP am einen Pol,
die staatsgläubige, ausgabenfreudige
und manchmal fast sozialistische Hal-
tung der SP am anderen Pol. Diese
Extrempositionen gefährden das Er-
folgsmodell Schweiz.

Welche Form der Zusammenarbeit der
Parteien in der Mitte streben Sie an?

Landolt: Wir haben bereits eine Zusam-
menarbeit mit der CVP etabliert, in der
sich beide Parteien wohl fühlen.

Bäumle: Aktuell gibt es eher eine sach-
bezogene Zusammenarbeit. Es geht um
eine bessere Absprache der Mitte bei
Themen, bei denen die Polparteien
Lösungen gefährden (z. B. Sozialwerke
oder Personenfreizügigkeit). Daran
müssen wir noch mehr arbeiten.

Was ist Ihrer Meinung nach der wich-
tigste Grund für den Erfolg Ihrer Partei?

Landolt: Wir haben gezeigt, dass auch
eine sachliche und lösungsorientierte
Politik gestalterische Kraft haben kann.
Das braucht den Mut zum Unspektaku-
lären, wird aber erfreulicherweise mit
Glaubwürdigkeit belohnt.

Bäumle: Unsere konsequente Umwelt-
politik, die Anreize setzt, dass die Wirt-
schaft auch ein ökonomisches Interesse
an der Energiewende hat. Unsere Fi-
nanzpolitik, die vom Bewusstsein ge-
prägt ist, dass man nicht mehr Geld aus-
geben kann, als Einnahmen da sind.
Und unsere konsequent liberale und
säkulare Gesellschaftspolitik.

Welches ist IhrWahlziel für die eidgenös-
sischen Wahlen 2015?

Landolt: Wir wollen 2019 die 10-Pro-
zent-Marke überschreiten. Dazu wäre
es natürlich hilfreich, 2015 mindestens
die halbe Distanz bewältigt zu haben.

Bäumle: Wir streben einen Anteil von 7
bis 8 Prozent an – und eine Bundesrats-
zusammensetzung, die sowohl denWirt-
schafts- und Steuerstandort sichert als
auch die Energiewende mit einer ökolo-
gischen Steuerreform.

Nachgefragt (schriftlich): se.

Die drei Sprachen der Opposition
Eine Bilanz der kantonalen Parlamentswahlen. Von Daniel Bochsler, Pascal Sciarini und Karima Bousbah

Schweizweit sind die alten
bürgerlichen Parteien unter
Druck. Doch so uniform dieser
Protest gegen die Regierungs-
parteien sein mag, so unter-
schiedlich manifestiert er sich
in den Sprachregionen.

Die Genfer Wahlen haben das stetige
Bröckeln der alten bürgerlichen Par-
teien bestätigt und liegen damit im ge-
samtschweizerischen Trend. Dies zeigt
die Analyse der kantonalen Wahlen zur
Halbzeit der derzeitigen Legislaturperi-
ode der eidgenössischen Räte. Zwi-
schen November 2011 (Freiburg) und
dem vergangenen Wochenende (Genf)
haben exakt 13 Kantone ihre Parlamen-
te neu bestellt.

Die beiden historischen Parteien des
bürgerlichen Lagers, FDP und CVP,
verkörpern Kontinuität und Regie-
rungsverantwortung. Doch schweizweit
weht ein Wind der Erneuerung durch
die Kantonsparlamente, und damit setzt
sich auch die langsame Erosion der Alt-
parteien fort. Seit Anfang der 1990er
Jahre haben sowohl die FDP als auch
die CVP rund einenDrittel ihrer Vertre-
tung in den Kantonsparlamenten einge-
büsst. Und allein in den letzten zwei
Jahren haben sie in kantonalen Wahlen
wiederum rund 0,6 ProzentWähler- und
Sitzanteile verloren. Beide Parteien
schneiden in kantonalen Wahlen besser
ab als in den Nationalratswahlen, aber
der langfristige Trend verläuft in natio-

nalen und kantonalen Wahlen parallel.
Während die CVP ihre Wählerschaft in
den katholischen Kantonen nicht halten
kann – besonders deutlich verlor sie in
Freiburg und im Wallis –, verlieren die
FDP-Liberalen in drei traditionell frei-
sinnig-liberalen Kantonen der Roman-
die massiv: in der Waadt (–4,8 Prozent),
in Neuenburg (–4,5) und in Genf (–3,9).
Jetzt wird in der Partei über die Fusion
gehadert; doch in den wenigen Wahl-
bezirken, wo FDP und Liberale weiter-
hin getrennt antreten, sieht die Bilanz
nicht besser aus.

Sanfte Töne hier . . .
Der Trend gegen die alten Regierungs-
parteien ist landesweit der gleiche, doch
die Opposition ist in den drei Sprach-
gebieten jeweils eine andere.

Die Deutschschweizer Wähler drü-
cken ihren Wunsch nach Erneuerung in
sanften Tönen aus. So stärkten sie Grün-
liberale und BDP, zwei eher konsens-
orientierte Parteien. Allein in den letz-
ten zwei Jahren konnten die Grünlibera-
len um 1,2 Wählerprozente zulegen.
Doch der Zuwachs der beiden Parteien
bleibt eng begrenzt. Erstmals liegen uns
jetzt detaillierte Wähleranteile für alle
Proporzkantone vor, und sie zeigen,
dass die Grünliberalen auf eine enge
Nische begrenzt bleiben. Nur in Zürich
erreichen sie 10 Prozent der Stimmen,
doch in allen anderen Mittellandkanto-
nen stagnieren sie bei der 5-Prozent-
Marke. Die BDP konnte zwar in Bern
und in Glarus die FDP deplacieren und

erreichte dort einen stolzen Wähler-
anteil von jeweils rund 16 Prozent. Doch
die meisten BDP-Wähler stammen wei-
terhin aus den beiden Kantonen sowie
Graubünden, also dorther, wo sie sich
von der SVP abgespalten hat. Zwar ist
die BDP in den ländlicheren Gebieten
des Mittellandes inzwischen fast flä-
chendeckend präsent, aber sie erreicht
ausserhalb ihrer drei Ursprungskantone
nurwenigeWählerprozente. InderWest-
schweiz und im Tessin, aber auch in den
katholischen Gebieten der Deutsch-
schweiz bleibt die BDP marginal.

. . . lauter Protest dort
In der Romandie hat sich die BDP mit
eigenen oder überparteilichen Listen
seit 2011 an vier von fünf kantonalen
Wahlen beteiligt, aber Sitze gewonnen
hat sie nur in Freiburg. Das liegt nicht
nur an den hohen Prozenthürden für
denMandatsgewinn in denWestschwei-
zer Kantonen: Gemäss unserer Schät-
zung erreichte die Partei in allen vier
Kantonen kaum mehr als 1 Prozent der
Stimmen. Die Grünliberalen sind zwar
nach Neuenburg und Freiburg vorge-
drungen. In Genf aber haben sie die
Prozenthürde für den Sitzgewinn im
Parlament deutlich verpasst, und in der
Waadt verdanken sie ihre stattliche Ver-
tretung vor allem ihrer taktisch ge-
schickten Vorgehensweise beim Ab-
schluss von Mischlisten.

Während in der Deutschschweiz der
Aufstieg der SVP bereits in den 1990er
und 2000er Jahren erfolgt ist, hat in der

Romandie das Anti-Immigrations-La-
ger Nachholbedarf.

Vorbei sind die Nachwehen der
EWR-Abstimmung, als sich die Ro-
mands gerne als die öffnungswillige-
ren und toleranteren Compatriotes
darstellten. In Freiburg, Neuenburg
und im Wallis ist es die SVP, welche
die Altparteien das Fürchten lehrt. In
Genf ist es das MCG, das politisch
immer stärker ein SVP-Profil an-
nimmt, dessen Politikstil aber eher an
die Lega dei Ticinesi erinnert. Letz-
tere ist im Tessin wieder auf der Ge-
winnerseite und hat zuletzt in den
kantonalen Wahlen 2011 den übrigen
Regierungsparteien schmerzliche Ver-
luste zufügt.

Erstmals basiert diese Halbzeitbilanz
nicht nur auf den Sitzanteilen der Par-
teien in den Parlamenten, sondern auch
auf den Wählerstimmen. Dies wird
möglich, weil erstmals auch die Stim-
men, die an gemeinsame Listen mehre-
rer Parteien (Mischlisten) abgegeben
wurden, nach Parteien aufgeschlüsselt
werden. Die Schätzung basiert auf den
Kandidatenstimmen und der jeweiligen
Parteizugehörigkeit der Kandidaten.
Besonders in den Kantonen Waadt,
Wallis und Uri stellen die Mischlisten
mit teilweise bis zu zweistelligen Wäh-
leranteilen die Wahlstatistik vor eine
Herausforderung.
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